
 
 

Protokollauszug 
aus der 

22. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam  

vom 25.08.2021 

 
öffentlich 
Top 8.12 Einführung eines allgemeinen Sozialdienstes (ASD) im Schlaatz als Pilotpro-

jekt 
21/SVV/0862 
an Gremium überwiesen 

 
Der Antrag wird namens der Fraktionen SPD und DIE LINKE vom Stadtverordneten Reimann 
eingebracht. 
 
Antrag zur Geschäftsordnung: 
Der Stadtverordnete Keller, Fraktion SPD, beantragt die Überweisung in den Ausschuss für 
Gesundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion. 
 
Antrag zur Geschäftsordnung: 
Darüber hinaus beantragen die Stadtverordnete Dr. Müller, Fraktion DIE LINKE, die Überwei-
sung in den Jugendhilfeausschuss und der Stadtverordnete Wobeto, Fraktion AfD, in den Aus-
schuss für Finanzen. 
 
Abstimmung: 
Diese Geschäftsordnungsanträge werden 
 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird gebeten zu prüfen, wie und wann im Stadtteil Schlaatz ein Allgemei-
ner Sozialdienst (ASD) etabliert werden kann.  
Dieser soll eine Anlaufstelle sein für Menschen mit Bedarfen an sozialen Hilfen, denen eine ent-
sprechende Hilfe oder wirtschaftliche Unterstützung vermittelt werden muss. Der Allgemeine So-
zialdienst dient somit als netzwerkübergreifende Vermittlungsstelle, um die vielfältigen staatlichen 
(Hilfe zur Erziehung, Hilfe zur Pflege, Eingliederungshilfen u.v.a.) und städtischen Hilfen der Lan-
deshauptstadt (soziale Beratungsangebote) zu vermitteln. Der ASD ist auch aufsuchend mit 
Hausbesuchen tätig und kooperiert mit den einschlägigen sozialen Diensten. 
Der Schlaatz soll als Modellprojekt starten und sukzessive soll der ASD dann auf alle Stadtteile 
ausgeweitet werden. 
 
 

 


